
USA Europ�ische
Integration

Frage eines (west-)deutschen 
Verteidigungsbeitrags

(plus Souver�nit�tsfrage)

Einheits-
frage

�stliche 
Initiativen

SU

In der Pra-
xis kein ‘roll 
back’, nur 
‘CONTAIN-
MENT’: so 
beim 
17.Juni 
1953, 
beim Un-
garn-Auf-
stand 
1956, beim 
Berliner 
Mauerbau 
1961, 
bei der
Niederschl
agung des 
„Prager 
Fr�hlings“ 
von 1968 
durch
Truppen 
des War-
schauer 
Pakts 
(durchRote 
Armee in-
klusive der 
NVA der 
DDR),
aber auch 
im Korea-
und im 
Vietnam-
krieg!

1950 Beitritt zum 
Stra�burger Eu-
roparat.

Der Schuman-
Plan (des frz. 
Au�.min., s. 
Buch, S. 229, 
M2!) f�hrt zur

1952 Montanunion 
(Europ�ische 
Gemeinschaft 
f�r Kohle u. 
Stahl mit supra-
nationaler Be-
h�rde, 
Frkr./Bu’rep.
Dtld./Benelux/Itali
en, 
entscheidender 
erster Schritt zur 
europ. Wirt-
schafts -
integration!

1957 ‚R�MISCHE 
VERTR�GE’ = 
Europ�ische 
Wirtschaftsge-
meinschaft 
(Frkr./Bu’rep./
Ital./Benelux)
(EWG)
(„Europa der 
Sechs“)

1949/50 Gedanke eines deutschen Verteidigungsbei-
trags gleichzeitig von USA, GB und Bundeskanzler 
Adenauer ins Auge gefasst. Ausl�ser: 

KOREA-SCHOCK  
 f�hrt zur 

Enttabuisierung eines 
deutschen Wehrbeitrags;
daneben auch: Sieg Mao 
TseTungs 1949 im chinesi-
schen B�rgerkrieg;
Bei Bundesregierung gestei-
gerte Sorge um Sicherheit
der Bundesrep. u.a. wegen
Aufbaus quasimilit�rischer
kasernierter Volkspolizei in 
der DDR sowie wegen des -
infolge weitgehender Demobili-
sierung der Westm�chte nach 
1945 - vielfachen milit�ri
schen �bergewichts des Os-
tens.

Zugleich diese Frage von Adenauer als Hebel zur 
Wiedererlangung der Souver�nit�t u. Beendigung 
des Besatzungsstatuts betrachtet. Bundesrep.Dtld. 
von 1949 bis 1955 noch unter „Besatzungsstatut, 
d.h. die 3 „Alliierten Hohen Kommissare“ standen 
�ber der Bundesregierung [1951 revidiert, ab da z.B. 
eigenes Au�enministerium].
Heftige Polarisierung der �ff. Meinung in der 
Bu.Rep. Teile der evang. Kirche sowie der Gewerk-
schaften heftig gegen Remilitarisierung. SPD be-
streitet dem 1949 gew�hlten Bundestag
die Legitimation, dies zu beschlie�en.
Nach heiklen Verhandlungen Vertrag zur Gr�ndung 
einer „Europ�ischen Verteidigungsgemeinschaft“ 
[EVG] M�rz 1952 unterschriftsreif, M�rz 1953 vom 
Bundestag nach leidenschaftlichen Debatten mit 
225:165 angenommen; ebenso in den anderen west-
lichen Parlamenten – jedoch nicht in Frankr.
.

Deshalb als Ersatzl�sung: 
NATO-Beitritt der Bundesrepublik Dtld. (mit 
500.000) plus Deutschlandvertrag [= Souve-
r�nit�t, d.h. Ende des Besatzungsstatuts, 
Regelung der Pr�senz der per NATO verb�ndeten 
Streitkr�fte durch Stationierungsabkommen]. In 
diesen PARISER VERTR�GEN 1955 legen 
sich die Westm�chte auf das Ziel einer 
deutschen Wiedervereinigung fest [wurde 
1990 eingel�st]; 
dazu Absprache der R�ckkehr des Saarlandes. zu 
Deutschland [geschah dann am 1.1.1958].

Wiedervereini-
gungsauftrag in der 
bis 1990 g�ltigen Pr�-
ambel des GG,
Festhalten an der
Vierm�chteverant-
wortung f�r ganz 
Dtld. (wurde 1990 
sehr wichtig); 
Festhalten an
Begriff u. Existenz 
der deutschen Nation
und damit auch an ei-
ner einheitlichen 
deutschen Staats-
b�rgerschaft;
damit zus.h�ngend
Alleinvertretungs-
anspruch der Bundes-
republik als Kern-
staat des rechtlich 
fortbestehenden Dt. 
Reiches mit dem de-
mokratisch handlungs-
f�higen Teil der deut-
schen Nation; daraus 
resultierend die
 “Hallstein-Doktrin“ 
(= mit Ausnahme der 
SU, mit der man 1955 
diplom. Beziehungen 
aufnahm, keine 
dipl.Bez.mit L�ndern, 
die die DDR anerken-
nen)
 stets Hoffnung, 
dass von den freiheit-
lichen und wirtsch.-
sozialen Verh�ltnissen 
der Bu’rep. eine  
“Magnetwirkung“ auf 
die DDR-Bev�lkerung 
ausgehen werde.
[=“Magnettheorie“]
[ = 1969ff im Zug 
der Ostpolitik Willy 
Brandts aufgegeben;
ebenso wie die Forde-
rung nach Revision 
der Oder-Nei�e-
Grenze ]
 = von allen Bun-

desregierungen bis 
1990 festgehalten! ]

Auch die erste 
DDR-Verfassung 
von 1949 bean-
sprucht Geltung 
f�r ganz Dtld.; 
bezeichnet die 
DDR als „Kern-
gebiet“, mit dem 
sich West-
deutschland, 
dem man die 
demokratische 
Legitimation ab-
spricht, zu einem 
im �stlichen Sinn 
demokratischen 
Gesamtdtld. ver-
einigen m�sse.

Sowohl vor Rati-
fikation des 
EVG-Beitritts 
[Stalin-Note von
1952] wie auch 
des NATO-Bei-
tritts der Bu.rep. 
jeweils Angebot: 
Freie Wahlen bei 
Verzicht auf Bei-
tritt zu milit�ri-
schem West-
b�ndnis, d.h. 
Neutralisierung.

1955 als Reakti-
on auf NATO-
Beitritt der B’rep. 
Gr�ndung des 
Warschauer 
Pakts [UdSSR 
plus die osteuro-
p�ischen Satelli-
tenstaaten der 
UdSSR inklusive 
DDR (mit der 
Nationalen 
Volksarme)

1949 
1. sowjeti-
sche 
Atombom-
be 
= ab jetzt 
zwischen 
Ost u. 
West nuk-
leares Patt

1953 stirbt 
Stalin

1953 1. 
sowjet. H-
Bombe

1956 Be-
ginn der
‚Entstali-
nisierung’
neue F�h-
rungsfigur 
Chrusch-
tschow

Seit 
1959/60
auch sow-
jet. Inter-
kontinen-
talraketen, 
damit nuk-
leares  
Patt als 
Grundtat-
sache
( Ent-

span-
nungsinte-
resse der 
Superm�-
chte, um 
den nukle-
aren 
Schlagab-
tausch zu 
vermei-
den)

KOREA: Nach 
Abzug der russ. 
u. amerik. Be-
satzungstruppen 
aus Nord- bzw. 
Südkorea mar-
schiert das   
kommunistische 
Nordkorea in 
ganz Südkorea 
ein. USA greifen 
in UNO-Auftrag 
ein. Ergebnis 
des Koreakriegs 
1950-53 die 
heutige Grenzli-
nie.

e von Adenauers „Politik der St�rke“:

Die Bu’rep. durch Einbeziehung in die westl. Gemeinschaft (europ. Integration, atlantisches B�ndnis) in eine Position der St�rke 
gegen�ber dem Osten zu bringen. Durch die Geschlossenheit u. St�rke des Westens w�rde Sowjetrussland dahin ge-

bracht werden, von expansiven Pl�nen Abstand zu nehmen u. dem Freiheitswillen des sowjetisch besetzten Ostmittel-
europa Rechnung zu tragen. Dann w�rden Verhandlung mit der S.U. �ber eine Neuordnung Europas m�glich sein. Dann auch 

Wiedervereinigung Dtld.s m�glich. Maxime: Wiedervereinigungsziel nicht auf Kosten von Sicherheit und Freiheit 
[Rangfolge: Erst Sicherung der Freiheit, dann Einheit.]

Neutralit�t [mit zwangsl�ufiger Folge des R�ckzugs der USA aus Europa] in Adenauers Sicht unvermeidliche Gefahr, 
dass Dtld. �ber kurz oder lang in die sowjet. Machtsph�re einbezogen w�rde.

Adenauer sieht gewisse erste Best�tigung im Ergebnis seiner Moskau-Reise 1955 auf sowjet. Einladung: diplomat. Beziehun-
gen, 10.000 deutsche Kriegsgefangene zur�ck.

Prim�r angestrebt u. auch erreicht wurde die defensive Zielsetzung dieses Konzepts: die Ausdehnung des Sowjetkommunismus 
nach Westeuropa zu verhindern u. die Bundesrepublik als den entscheidungsf�higen Teil Dtld.s zum souver�nen, zur 

‚freien Welt’ geh�rigen Staat aufzubauen.
Die Wiedervereinigungserwartung ging erst sehr viel sp�ter – und mit als Resultat  der Politik sp�terer Bundesregierungen (Willy 
Brandt, Helmut Schmidt, Helmut Kohl) - auf; doch haben alle, auch die SPD-gef�hrten Bundesregierungen, auf der von A-

denauer gelegten Grundlage Politik gemacht. Die SPD stellte sich ca. 1959 auf den Boden der NATO-Zugeh�rigkeit der 
Bundesrepubliik

Grundgedanke von Adenauers „Politik der St�rke“:


